


Erfordernis nicht, ist die Abweichung schriftlich zu begründen. 

Die Namen der einzelnen Bewerberinnen und Bewerber sind auf dem Wahlvorschlag untereinander mit fortlaufenden Nummern aufzuführen. 
Außer dem Familiennamen sind der Vorname, die Amts- oder Funktionsbezeichnung und die Gruppenzugehörigkeit anzugeben. Die Dienst­
stelle, bei der die Bewerberin oder der Bewerber beschäftigt ist, ist anzugeben, sowett Sicherhettsbedürfnisse nicht e1Jtgegenstehen. Vorschläge 
für die Stimmabgabe (Stimmenhäufung) dürfen die Wahlvorschläge nicht enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewerber kann für die Wahl des 
Personalrats nur auf einem Wahlvorschlag benannt werden. 

Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Zustimmung der in ihm aufgeführten Bewerberinnen und Bewerber zur Aufnahme in den Wahlvor­
schlag beizufügen. Unterschriften unter einem Wahlvorschlag und Zustimmungserklärungen können nicht zurückgenommen werden. Aus dem 
Wahlvorschlag sollen gemäß§ 12 Absatz 5 LPVGWO die Vertreterin oder der Vertreter des Wahlvorschlags und deren Stellvertreterin oder des­
sen Stellvertreters zu ersehen sein. Fehlt eine Angabe hierüber, so gilt die an erster Stelle stehende Unterzeichnerin oder der an erster Stelle 
stehende Unterzeichner als berechtigt. Sie oder er wird von der an zweiter Stelle stehenden Unterzeichnerin oder dem an zwetter Stelle stehen­
den Unterzeichner vertreten. Auf einem von einer in der Dienstelle vertretenen Gewerkschaft eingereichten Wahlvorschlag kann die Gewerk­
schaft je eine in der Dienststelle Beschäftigte oder einen in der Dienststelle Beschäftigten, die oder der Mitglied der Gewerkschaft ist, als Vertrete­
rin oder Vertreter des Wahlvorschlags und deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter benennen; wird eine Vertreterin oder ein Vertreter 
des Wahlvorschlags nicht benannt, so gilt die Unterzeichnerin oder der Unterzeichner des Wahlvorschlags als Vertreterin bzw. Vertreter des 
Wahlvorschlags. 

Jeder Wahlvorschlag kann mit einem Kennwort versehen sein. 

13. Ein von den wahlberechtigten Beschäftigten eingereichter Wahlvorschlag muss gemäß § 13 Absatz 4 Satz 2 LPVG für die Gruppe der Be­
amtinnen und Beamten von mindestens 21 und für die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von mindestens 50 wahlberechtigten
Gruppenangehörigen unterzeichnet sein. Die Letterin oder der Letter der Dienststelle und die anderen nach § 9 Absatz 2 LPVG nicht wählbaren
Beschäftigten dürfen nach § 11 Absatz 1 LPVGWO keine Wahlvorschläge machen oder unterzeichnen. Wahlberechtigte Beschäftigte, die be­
rechtigt sind, Wahlvorschläge zumachen und zu unterzeichnen, können ihre Unterschrift zur Wahl des Personalrats rechtswirksam nur für einen
Wahlvorschlag abg'eben. Die Unterzeichnerinnen oder Unterzeichner eines Wahlvorschlags haben ihrer Unterschrift ihre Amts- oder Funktions­
bezeichnung und die Bezeictinung der Dienststelle, bei der sie beschäftigt sind, beizufügen. Die Namen sind in Block- oder Maschinenschrift zu
wiederholen. Ein von einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eingereichter Wahlvorschlag bedarf nur der Unterschrift eines zeich­
nungsberechtigten Mitglieds des Vorstands dieser Gewerkschaft auf Orts-, Bezirks-, Landes- oder Bundesebene. Eine Verbindung von Wahlvor­
schlägen ist unzulässig.

14. Berücksichtigt werden nur rechtzettig eingereichte Wahlvorschläge. Gewählt werden kann nur, wer in einen öffentlich bekannt gemachten
Wahlvorschlag aufgenommen ist.

15. Die vom Wahlvorstand zugelassenen Wahlvorschläge werden spätestens am 25. Juni 2024 durch Aushang bis zum Abschluss der Wahl­
handlung am gleichen Ort wie dieses Wahlausschreiben bekannt gegeben.

16. Die im Wählerverzeichnis eingetragenen wahlberechtigten Beschäftigten können ihr Wahlrecht auch durch Briefwahl ausüben. Auf Antrag
wird der Wahlvorstand die dazu erfordertichen Untertagen (die Stimmzettel und den Wahlumschlag; eine vorgedruckte, von der Wähle­
rin/vom Wähler abzugebende Erklärung, in der diese/dieser gegenüber dem Wahlvorstand versichert, dass sie/er den Stimmzettel 
persönlich gekennzeichnet hat, oder, soweit sie/er durch ein körperliches Gebrechen in der Stimmabgabe behindert ist (§ 22 Abs.
2 LPVGWO) durch eine Person ihres/seines Vertrauens hat kennzeichnen lassen; einen freigemachtffn Wahlbriefumschlag, der 
die Anschrift des Wahlvorstandes und als Absender den Namen und die Anschrift der/des wahlberechtigten Beschäftigten sowie• 
den Vermerk „Briefwahl" trägt; sowie ein Merkblatt über die Art und Weise der Briefwahl) aushändigen oder übersenden. Auf Antrag 
erhalten sie einen Abdruck des Wahlausschreibens und der etwa ergangenen Ergänzungen und Berichtigungen hierzu. 

Die Wahlbriefe müssen bis zum Abschluss der Wahlhandlung am Mittwoch, 3. Juli 2024 Lim 17.00 Uhr beim Wahlvorstand vortiegen. 

17. Die öffentliche Stimmenauszählung der Wahl zum Hauptpersonalrat findet am Donnerstag, 4. Juli 2024 ab 09.00 Uhr in der Alten Botanik,
Wilhelmstraße 5, Erdgeschoss, Konferenzraum 1, statt.

Die öffentliche Stimmenauszählung der Wahl des örtlichen Personalrats findet ab Donnerstag, 4. Juli 2024 ab 09.00 Uhr in der Alten Botanik, 
Wilhelmstraßei 5, Dachgeschoss, �immer 219 und 221 statt. 

Im Anschluss an die Stimmenauszählung findet in der Alten Botanik, Wilhelmstraße 5, Erdgeschoss, Konferenzraum I die öffentliche Sttzung des 
Wahlvorstands statt, in der das Wahlergebnis festgestellt wird. 

Ort und Tag des Erlasses dieses Wahlaussch�ibens: 

Tübingen, 29.04.2024 

Michael"Letzgus 
Vorsitzende/r 

Grit Plocher 
Mitglied (Unterschrift) 

Dr. Wolfgang Polleichtner 
Mitglied (Unterschrift) 

gez. i.V. Gudrun Zimmermann  gez. Grit Plocher           gez. Dr. Wolfgang Polleichtner




